






 

 
Gemeindeverwaltung Arnsdorf                                   Arnsdorf, 25.02.2021 

 

Öffentliche Bekanntmachung der Gemeinde Arnsdorf 
 
 
In der 18. öffentlichen Gemeinderatssitzung am 24.02.2021 wurde folgender Beschluss gefasst: 
 
 
Beschl.-Nr. 72/18/21 
 

Der Gemeinderat Arnsdorf beschließt die Satzung über eine Veränderungssperre für den Gel-
tungsbereich des Bebauungsplanes „Erweiterte Teichstraße Arnsdorf“ in vorliegender Form. Die 
Satzung ist Bestandteil des Beschlusses. 
 
 
Satzung der Gemeinde Arnsdorf 
über eine Veränderungssperre für den Geltungsbereich des Bebauungsplanes 
„Erweiterte Teichstraße Arnsdorf“ 
 
Der Gemeinderat der Gemeinde Arnsdorf hat aufgrund von § 4 Sächsische Gemeindeordnung in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 9. März 2018 (SächsGVBl. S. 62), die zuletzt durch Artikel 2 des 
Gesetzes vom 16. Dezember 2020 (SächsGVBl. S. 722) geändert worden ist, als Satzung beschlos-
sen: 
 
§ 1 Zu sichernde Planung 
Der Gemeinderat hat beschlossen, für den Geltungsbereich des Bebauungsplanes „Erweiterte Teich-
straße Arnsdorf“, zur Sicherung der Planung, für das nach § 2 bezeichnete Gebiet, eine Veränderungs-
sperre zu erlassen. 
 
§ 2 Räumlicher Geltungsbereich 
Der räumliche Geltungsbereich dieser Veränderungssperre erstreckt sich auf nachfolgende Flurstücks-
nummern der Gemarkung Arnsdorf: 328/2, 328/6, 328/8, 331/2, 331/3, 331/4, 331/5, 331/6, Teil von 
331/7, 342/1, Die Flurstücke sind im Lageplan gekennzeichnet. Der Lageplan ist ein wesentlicher Be-
standteil dieser Satzung. 
 
§ 3 Rechtswirkungen der Veränderungssperre 
(1) In dem von der Veränderungssperre betroffenen Gebiet dürfen gemäß § 14 BauGB 

1. Vorhaben im Sinne des § 29 BauGB nicht durchgeführt oder bauliche Anlagen nicht besei-
tigt werden; 

2. erhebliche oder wesentliche wertsteigernde Veränderungen von Grundstücken und bauli-
chen Anlagen, deren Veränderungen nicht genehmigungs-, zustimmungs- oder anzeige-
pflichtig sind, nicht vorgenommen werden. 

(2) Wenn überwiegende öffentliche Belange nicht entgegenstehen, kann von Abs. 1 eine Ausnahme 
zugelassen werden. 
 

§ 4 Hinweis 
Auf die Vorschriften des § 18 Abs. 2 Satz 2 und 3 BauGB über die Geltendmachung etwaiger Entschä-
digungsansprüche für eingetretene Vermögensnachteile durch die Veränderungssperre und auf die 
Vorschriften des § 18 Abs. 3 BauGB über das Erlöschen der Entschädigungsansprüche bei nicht frist-
gemäßer Geltendmachung wird hingewiesen. 
 
§ 5 Inkrafttreten und Außerkrafttreten der Veränderungssperre 
Die Veränderungssperre tritt am Tage nach der Bekanntmachung in Kraft. Sie tritt außer Kraft, sobald 
und soweit für ihren Geltungsbereich der Bebauungsplan rechtsverbindlich geändert worden ist, spä-
testens jedoch nach Ablauf von 2 Jahren, vom Tag der Bekanntmachung angerechnet. 
 
 
 
 
Frank Eisold 
Bürgermeister 
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